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Amtsangemessene Alimentation:  
Landtag beschließt Anpassungsgesetz  
 

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat in dieser Woche das Gesetz zur Besoldungs- und 

Versorgungsanpassung für die Jahre 2025 bis 2027 in Schleswig-Holstein und 

über weitere dienstrechtliche Regelungen beschlossen. Ziel dieses Gesetzes sind sowohl 

die Übertragung des Tarifergebnisses auf die Besoldung und Versorgung als auch die rück-

wirkende Herstellung einer amtsangemessenen Alimentation für die Jahre 2025 bis 2027.  
 

Das Gesetz sieht für die Jahre 2025 bis 2027 insgesamt eine Steigerung der Besoldung 

und Versorgung von mindestens 11 Prozent vor. In den untersten und den obersten Besol-

dungsgruppen sind höhere Steigerungen zur Sicherung einer amtsangemessenen Alimen-

tation vorgesehen.  
 

Zum 1.1.2025 steigen die Besoldung und Versorgung rückwirkend um mindestens 3,2 

Prozent, zum 1.1.2026 um 4,0 Prozent und zum 1.1.2027 nochmal um 3,8 Prozent. Eine 

Erhöhung für das Jahr 2028 ist noch nicht vorgesehen. Hier ist die nächste Tarif- und Be-

soldungsrunde abzuwarten.  
 

Nicht Gegenstand des Anpassungsgesetzes sind die laufenden Klageverfahren vor dem 

Bundesverfassungsgericht zur Kürzung bzw. Streichung der Sonderzahlung im Jahr 2007. 

Hier ist eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes weiterhin offen.  
 

Landtag beschließt weiteren Prüfauftrag an die Landesregierung 
 

Die Prüfung der amtsangemessenen Alimentation basiert größtenteils auf Annahmen und 

Prognosen zur künftigen Entwicklung der vom Bundesverfassungsgericht festgelegten Pa-

rameter. Der Landtag hat deswegen fraktionsübergreifend die Landesregierung aufgefor-

dert, jährlich nach Vorliegen der endgültigen statistischen und tatsächlichen Daten für die 

Jahre 2025, 2026 und 2027 etwaige Nachsteuerungsbedarfe bei der bzw. Nachbesse-

rungsbedarfe bei der Besoldung zu prüfen. Die Spitzenorganisationen und der Finanzaus-

schuss sollen über die Ergebnisse unterrichtet und notwendige Nachbesserungen zeitnah 

umgesetzt werden. Dieser Beschluss geht auf eine Forderung des DGB zurück. Auf diesem 

Wege soll eine amtsangemessene Alimentation in den entsprechenden Jahren garantiert 

werden.  
 

DGB erwartet zeitnahe Auszahlung im November  
 

DGB erwartet die zeitnahe Auszahlung der Anpassungen und der damit verbundenen 

Nachzahlungen mit den Novemberbezügen. Das Finanzministerium hat hierzu eine zeit-

nahe Mitarbeiterinformation angekündigt.  


